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DR. JUR. THOMAS WOLF 
VORSITZENDER RICHTER AM LANDGERICHT 

 
 
 
Dr. Wolf  Landgericht  Universitätsstraße 48  35037 Marburg 

Telefon 06421/290141 (d) 
Fax 06421/290114 (d) 

t.wolf@LG-Marburg.justiz.hessen.de 
27.02.2007 

Herrn 
Andreas Schmidt (Mühlheim) MdB 
Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Führungsaufsicht - BT-Drs. 16/1993 
hier: Schriftliche Stellungnahme als Sachverständiger 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Schmidt, 
sehr geehrte Damen und Herren Ausschussmitglieder, 
 
ich danke für die Einladung, mich als Sachverständiger vor dem Rechtsausschuss zu dem 
Entwurf zu äußeren, und nehme vorab schriftlich Stellung: 
 
 
A. Zu meiner Person 
 
Ich bin seit 1980 Richter im Hessischen Landesdienst, seit 1981 (mit wenigen 
Unterbrechungen, u.a. 1990 - 1993 als wissenschaftlicher Mitarbeiter des BVerfG - Prof. 
Mahrenholz, Strafvollstreckung) Mitglied der Strafvollstreckungskammer (StVK) des 
Landgerichts Marburg und seit 1998 deren Vorsitzender. Zu meiner richterlichen und 
wissenschaftlichen Tätigkeit verweise ich auf die beigefügte Zusammenstellung.  
 
Die StVK Marburg ist zuständig für die Justizvollzugsanstalt Schwalmstadt (Freiheitsstrafe 
ab fünf Jahre, alle hessischen Sicherungsverwahrten, alle hessischen zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe Verurteilten) sowie für die in der Klinik für forensische Psychiatrie Haina 
(alle in Hessen nach § 63 StGB Untergebrachten). 
 
 
B. Zum Entwurf 
 
Der Entwurf reagiert in weiten Teilen auf Bedürfnisse, die durch die Praxis, u.a. nicht 
unerheblich durch mich selbst, an das BMJ und die Justizminister der Länder herangetragen 
wurden. Er stellt insgesamt eine sehr befriedigende Antwort auf dringende Frage der Praxis 
dar und wird erfreut begrüßt. Kritische Bemerkungen erscheinen nur an sehr wenigen 
Punkten angebracht (dazu ...); eine im Entwurf nicht behandelte Frage soll zusätzlich 
angesprochen werden (..) 
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im einzelnen: 
 
Artikel 1 
 
Nr. 3 
§ 56d Abs. 1 Ich bitte zu prüfen, ob es statt der sperrigen Formulierung  
  „eines Bewährungshelferin oder eines Bewährungshelfers“ hier - und an  
  allen anderen entsprechenden Stellen (§ 56 d Abs. 3 Satz 1, Satz 3, Abs. 4  
  Satz 1 und 2, Abs. 5, § 56 f Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, § 57 Abs. 3 Satz 2, 

§ 67g Abs. 1 Nr. 3 usw., s. u.) - heißen kann: 
 

„Bewährungshilfe“ 
 
Der Entwurf überzeugt hier nicht nur wegen der sperrigen Formulierung und 
wegen der „Ungleichbehandlung“ zur Führungsaufsichtsstelle (diese wird ja 
nun auch von Männer und von Frauen geleitet ...; vgl. auch Entwurf Artikel 
2 Nr. 3: Dort wird fröhlich von dem Leiter der FA-Stelle gesprochen), 
sondern auch wegen der Diskrepanz zu § 56d, der dann auch geändert 
werden müsste. Wenn diese redaktionelle Änderung das gleich miterledigen 
will, dann könnte § 56d lauten: 
 
§ 56d Bewährungshilfe  
 
(1) Das Gericht ...<.unverändert> ... und Leitung der Bewährungshilfe “ 
 
(2) <unverändert> 
 
(3) Die Bewährungshilfe steht ...<...>...  . Sie überwacht ...  . <...> teilt sie  
dem Gericht mit. 
 
(4) Die Person, welche die  Bewährungshilfe durchführt, wird vom 
Gericht bestimmt. Es kann ihr für ihre  Tätigkeit nach Absatz 3 
Anweisungen erteilen. 
 
(5) Die Bewährungshilfe wird durch hauptamtliche oder ehrenamtliche 
Bewährungshelferinnen oder Bewährungshelfer durchgeführt 
 
 
In der Praxis würde man wohl in dem Aussetzungsbeschluss formulieren: 
„Der Untergebrachte wird der Aufsicht und Leitung des für seinen Wohnort 
zuständigen hauptamtlichen Mitglieds der Bewährungshilfe unterstellt.“ 
 
 
§ 56f Abs. 1 Nr. 2: 
<...> Leitung der Bewährungshilfe  beharrlich entzieht ... 
 
§ 56f Abs. 2 Nr. 1: 
... den Verurteilten der Bewährungshilfe  zu unterstellen  
 
§ 57 Abs. 3 Satz 2 
<...> und Leitung der Bewährungshilfe  
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Nr. 6 a) und b) 
§ 67d  Ich rege an, die vorgeschlagenen Änderungen in einem neuen Abs. 7  

zusammenzufassen, damit nicht vier Mal dasselbe im Gesetz steht: 
 
„In den Fällen der Absätze 2 bis 6 tritt mit der Entlassung aus dem 
Vollzug der Unterbringung Führungsaufsicht ein“ 
 

Nr. 7 a) 
§ 67g Abs. 1 Nr. 2: „Weisungen nach § 68b“ ist ein weißer Schimmel: es gibt nur  
   Weisungen nach § 68b, so dass die Einfügung des §-Zusatzes  
   unnötig (und verwirrend: man sucht andere Weisungsmöglichkeiten) 
   erscheint 
 
 
Nr. 8 
§ 67h Abs. 1 Die Vorschrift wird begrüßt, weil sie den „Eiertanz“ mit der Anwendung  

von § 453c StPO - Sicherungshaftbefehl“ beseitigt. 
 
Aus der Sicht der Praxis erscheint jedoch die Anknüpfung an den „Zustand“ 
bedenklich. „Zustand“ ist nach § 63 StGB der psychische Zustand, der die 
Anordnung der Unterbringung ermöglicht; dies korreliert mit dem 
Widerrufsgrund des § 67g Abs 2. Nach der Fassung des Entwurfes ist damit 
aber ausgeschlossen, dass die Krisenintervention auch dann eingesetzt wird, 
wenn sich nicht der Zustand, wohl aber das sonstige Verhalten der 
entlassenen Person verändern und dies Anlass für die Befürchtung neuer 
rechtswidriger Taten bildet. Das ist aus Sicht der Praxis sehr unbefriedigend. 
 
Beispiel: 
U war wegen einer schizophrenen Erkrankung untergebracht. Die 
Aussetzung kann verantwortet werden, solange er seine Medikamente 
einnimmt. Wenn er sich weigert, gerät er noch lange nicht sofort in einen 
„Zustand“, der als gefährlich angesehen werden muss - trotzdem kann 
durch eine Krisenintervention erreicht werden, dass wieder neue Einsicht in 
die Notwendigkeit der Medikamenteinnahme erlangt wird. 
 
 
Bedenken gegen den Wortlaut des Entwurfes ergeben sich ferner aus der 
Formulierung  „in Vollzug setzen“ , weil sie fälschlich eine Parallele zu 
§ 116 StPO erweckt; die Unterbringung wird jedoch nicht „außer Vollzug 
gesetzt“ und kann deshalb auch nicht „in Vollzug gesetzt“ werden.  
 
Bedenken bestehen ferner, weil die Art der Maßnahme nicht klar ist. M.E. 
handelt es sich um die Vollstreckung der Maßregel, was auch eindeutig als 
Vollstreckung zu bezeichnen wäre, schon wegen der Anrechnung des § 67 
Abs. 4 StGB  
 
Schließlich muss die Art der Entscheidung klar sein, nämlich dass es eine 
dem Sicherungshaftbefehl vergleichbar schnelle, also sofortige 
Unterbringung ist. Die im Entwurf in für § 463 Abs. 5 StPO vorgesehene 
Regelung verfehlt die Notwenigkeiten der Praxis (s. dazu unten). 
 
Vorschlag: 
Ist eine Unterbringung nach §§ 63, 64 zur Bewährung ausgesetzt und 
liegen die Voraussetzungen des § 453c StPO vor, so kann das Gericht 
die sofortige weitere Vollstreckung der Unterbringung anordnen, wenn 
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aufgrund bestimmter Tatsachen die Aussicht besteht, dass dadurch ein 
Widerruf vermieden werden kann. Die Vollstreckung darf höchstens 
drei Monate betragen und kann einmal verlängert werden.  
 
 

Nr. 9 
§ 68a ff. Dieselben sprachlichen Vorschläge wir oben: 
 

§ 68a Abs. 1 
<...> Das Gericht unterstellt sie für die Dauer der Führungsaufsicht der 
Bewährungshilfe  
 
Abs. 2 
Die Bewährungshilfe  und die Aufsichtsstelle  
 
Abs. 3 
<...> und der Bewährungshilfe  
 
Abs. 4 
dito 
 
Abs. 5 
dito 
 
Abs. 6 
<...> die Bewährungshilfe  
 
Abs. 7 Satz 1 
<...> die Stellung der Bewährungshilfe  
 
Abs. 7 Satz 2 
<...> der Bewährungshilfe  zu offenbaren 
 
 
§ 68b Abs. 1 Nr. 7 
<...> der Bewährungshilfe zu melden 

 
Nr. 13 
§ 70 b  der Bewährungshilfe  
 
 
Artikel 2 - StPO 
Nr. 2 b) 
§ 463 Abs. 5 Zunächst verweise ich nach oben, wo ich die sofortige Entscheidung des  

Gerichts in den Wortlaut des § 67h StGB-E eingebaut habe. 
 
Davon unabhängig erscheint mir die Beschränkung der sofortigen 
Vollziehbarkeit nur auf Fälle, in denen erhebliche rechtswidrige Taten 
drohen, sachlich nicht angemessen: Entweder ist sie ein „weißer Schimmel“, 
weil eine Unterbringung ohnehin nur verhältnismäßig ist, wenn erhebliche 
Taten drohen, oder sie ist zu eng, weil auch drohende leichte Taten 
(Sachbeschädigung, einfache Körperverletzung) Anzeichen für die Gefahr 
schwerer Taten sein können. Es ist vorhersehbar, dass die Gerichte darüber 
streiten werden, ob „sofort“ auch bedeutet, dass sofort schwere Taten drohen 
müssen (ähnlich wie im Polizeirecht); das sollte vermieden werden. Wenn 
man an dem Regelungsort des § 463 StPO festhalten will, dann sollte die 
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Einschränkung „wenn erhebliche rechtswidrige Taten drohen“ ganz 
entfallen. 
 

Nr. 3 b 
§ 463a Abs. 3 neu Der Befugnis des Leiters der Aufsichtsstelle - besser: der  

Aufsichtsstelle - , einen Vorführungsbefehl zu erlassen muss nachdrücklich 
widersprochen werden. Die Bestimmung verstößt gegen Art. 104 GG, 
wonach nur der Richter Freiheitsentziehung anordnen darf, während der 
Leiter (oder die Leiterin! ...) der FA-Stelle in vielen Bundesländern kein 
Richter (oder Richterin) ist. In Frage kommt hier nur ein Mitglied der 
Strafvollstreckungskammer als richterlicher Stelle, welche die Vorführung 
vor die Aufsichtsstelle befiehlt. 
 
Aus Gründen der Praktikabilität sollte die Vorführung auch ohne vorherige 
aktuelle Androhung möglich sein; der Proband wäre mit der Belehrung nach 
§§ 268a, 453a, 463 Abs. 1 StPO auch über die folgen eines unentschuldigten 
Weisungsverstoßes zu belehren. 
 
Die Praxis benötigt den Vorführungsbefehl vor allem dann, wenn der 
Aufenthalt des Verurteilten nicht bekannt ist, er also gegen die Weisung 
nach § 68b Abs. 1 Nr. 8 StGB verstoßen hat! 
 
Redaktionell sollte auch hier von der „Person“ (die unter FA steht) die Rede 
sein. 
 
Vorschlag: 
 
Kommt eine unter Führungsaufsicht stehende Person einer Weisung 
nach § 68b Abs. 1 Nr. 7, 8 oder 11 StGB ohne genügende 
Entschuldigung nicht nach, so erlässt das Gericht auf Antrag der 
Aufsichtsstelle  einen Befehl zur Vorführung vor die Aufsichtsstelle . 
 
 

 
 
 
C. weiterer Vorschlag 
 
Ausgangspunkt: 
 
Der Entwurf hat sehr zu Recht in § 68a Abs. 7 Satz 3 StGB Offenbarungspflichten statuiert. 
Dies beseitigt aber einige Probleme des Datenschutzes bei der Überwachung von 
Verurteilten nicht. Vielmehr besteht ständige Ungewissheit bei den mit Führungsaufsicht 
befassten Personen, welche Kenntnisse sie auf welcher Rechtsgrundlage an wen weitergeben 
dürfen oder müssen. 
 

Beispiel: 
U steht unter Führungsaufsicht und darf sich nicht auf Kindergärten aufhalten. 
Bewährungshelfer B sieht ihn dort. Wen darf und muss er informieren: Gericht, 
Aufsichtsstelle, Polizei, Stadtverwaltung/allgemeine Polizeibehörde/Ordnungsamt, 
Leitung des Kindergartens, Eltern der Kinder? 
 
Wie ist es, wenn die Führungsaufsicht abgelaufen ist? 
 
für weitere Fälle darf ich auf die anliegende Zusammenstellung von Herrn 
Generalstaatsanwalt Rex, Schleswig, verweisen 
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Lösungsvorschlag: 
 
Einfügung eines weiteren Absatzes an § 68a (Abs. 8): 
 

"Erlangt die Staatsanwaltschaft, die Aufsichtsstelle, die Bewährungshilfe, 
die forensische Ambulanz oder eine sonstige Stelle, die in die 
Führungsaufsicht einbezogen ist, Kenntnis von Umständen, die den 
Verdacht einer begangenen oder alsbald bevorstehenden rechtswidrigen 
Tat begründen, so ist das Gericht zu unterrichten; das Gericht kann andere 
Behörden und von der Tat betroffene Dritte unterrichten. Dies gilt auch, 
wenn die Führungsaufsicht beendet ist.  

Die Rechte des Verurteilten sind zu wahren." <oder Formulierung 
entsprechend Art. 2 Nr. 2, 2. Halbsatz Entwurf zu § 406d Abs. 2 StPO> 

 
 
 
 
(Dr. Wolf) 
 
 
 
 
 
Anlagen (nicht bei E-Mail-Fassung) Liste Vorträge 
     Liste Veröffentlichungen 
     „Übermittlung personenbezogener Daten ...“ 
































